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BEKANNTMACHUNGEN

ALLGEMEINVERFÜGUNG DER STADT KRE-
FELD ZUR SCHLIESSUNG DER SCHULISCHEN 
GEMEINSCHAFTSEINRICHTUNGEN ZUR BE-
KÄMPFUNG VON ÜBERTRAGBAREN KRANK-
HEITEN NACH DEM GESETZ ZUR VERHÜTUNG 
UND BEKÄMPFUNG VON INFEKTIONSKRANK-
HEITEN BEIM MENSCHEN (INFEKTIONS-
SCHUTZGESETZ – IFSG) 

Nach §§ 28 Abs. 1 und 33 Nr. 3 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infek-
tionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (Bundesgesetzblatt 
I - BGBl. I - Seite 1045) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen - GV.NRW. - Seite 602)  und §§ 2 und 3 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infekti-
onsschutzgesetz - ZVO-IfSG - vom 28. November 2000 (GV. NRW. 
S. 482)  in den zurzeit geltenden Fassungen erlässt der Oberbür-
germeister der Stadt Krefeld nachstehende

 Allgemeinverfügung.

Die Allgemeinverfügung vom 20.03.2020 (Krefelder Amtsblatt Nr. 
12b vom 20.03.20, Seite 91 - 92) wird aufgehoben.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) wird angeord-
net:

1. Mit sofortiger Wirkung sind alle Schulen in Nordrhein-West-
falen als Gemeinschaftseinrichtungen gem. § 33 Abs. 3 IfSG 
zunächst bis zum 19.04.2020 zu schließen. Schulen im Sinne 
dieser Weisung sind alle öffentlichen Schulen, Ersatzschu-
len und Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes 
(SchulG). 

2. Von der Schließung der Schulen nach Ziffer 1 sind ausgenom-
men:

 a) Betreuungsbedürftige Schülerinnen und Schüler in der Re-
gel der Jahrgangsstufen 1 bis 6, für die eine gemäß den Er-
lassen (bezeichnet als „Schulmail“) des Ministeriums für 
Schule und Bildung angeordnete Vor-Ort-Betreuung (Not-
betreuung) in den Schulräumlichkeiten sichergestellt wer-
den muss, sofern eine private Betreuung insbesondere 
durch Familienangehörige oder die Ermöglichung flexibler 
Arbeitszeiten oder Arbeitsgestaltung (z. B. Home-Office) 
nicht gewährleistet werden kann, und die zur Vor-Ort-
Betreuung erforderlichen Lehrkräfte und sonstigen Kräfte 
sowie

 b) Dienstkräfte der jeweiligen Schule zur Wahrnehmung drin-
gend erforderlicher Dienstgeschäfte (Abnahme von Prü-
fungen, Dienstbesprechungen).

Betreuungsbedürftig im Sinne von Buchstabe a) ist, wer der Per-
sonensorge mindestens einer Person unterliegt, die der „Leitlinie 
zur Bestimmung des Personals kritischer Infrastrukturen“ unter-
fällt und in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich unabkömmlich ist.

Die Notwendigkeit einer Betreuungsbedürftigkeit ist durch 
schriftliche Erklärung des oder der Personensorgeberechtig-
ten und eine Bescheinigung des jeweiligen Arbeitgebers oder 
Dienstvorgesetzten gegenüber der Schulleitung nachzuweisen.

3. Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der 
Bekanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung:

A. Allgemein

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Ent-
wicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere 
kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbe-
sondere Verzögerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen 
und Infektionsketten zu unterbrechen.  
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
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oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen. 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört 
daher auch eine Beschränkung der Ausbreitung in besonders 
relevanten Einrichtungen wie Schulen, wo viele Menschen auf 
engem Raum in Kontakt miteinander treten, auf der Grundlage 
von § 28 IfSG. 

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Ziffer 1 
der Allgemeinverfügung ist § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG.

B. Im Besonderen

Zu Ziffer 1:

In Schulen kommt es im Klassenverband und bei schulinternen 
Veranstaltungen zu zahlreichen Kontakten zwischen Schülerin-
nen und Schülern sowie dem Lehr- und Aufsichtspersonal. Nach 
bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder zwar nicht schwer 
an COVID-19. Sie können jedoch ebenso wie Erwachsene, ohne 
Symptome zu zeigen, Überträger des SARS-CoV-2 sein. Kinder 
und Jugendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. Dabei 
ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, da kind-
liches Verhalten, unter anderem in Unterrichtspausen sowie der 
Nachmittagsbetreuung, regelmäßig einen spontanen engen kör-
perlichen Kontakt der Kinder untereinander mit sich bringt. Das 
Einhalten disziplinierter Hygieneketten ist zudem abhängig vom 
Alter und der Möglichkeit zur Übernahme von (Eigen-) Verantwor-
tung und bedarf daher bei Kindern noch einer entwicklungsange-
messenen Unterstützung durch Erwachsene.

Diese Unterstützung kann in Schulen mit einer Vielzahl an be-
treuten Kindern seitens der Lehr- und Aufsichtspersonen nicht 
immer ununterbrochen sichergestellt werden. Damit steigt die 
Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbrei-
ten und diese nach Hause in die Familien getragen werden. Aus 
diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände eine allge-
meingültige Anordnung erforderlich, um die Verbreitung der In-
fektion durch Schülerinnen und Schüler zu verhindern.

Zu Ziffer 2:

Hiermit wird sichergestellt, dass eine Notbetreuung von Kindern 
einer Schlüsselperson auf Grundlage der „Leitlinie zur Bestim-
mung des Personals kritischer Infrastrukturen“ ab sofort auch am 
Wochenende und während der gesamten Osterferien sicherge-
stellt werden kann.

Die schriftliche Bestätigung des oder der Personensorgeberech-
tigten und die Bescheinigung des jeweiligen Arbeitgebers dient 
dem Nachweis des Betreuungsbedarfs.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 29.03.2020
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
gez.
Cyprian

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.
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